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Geduldsprobe
für alle Seiten

E inen 24-stündigen
Streiktag hat Verdi
fürMontagangekün-

digt, und zwar fast bun-
desweit. Lediglich die et-
wa 5000 Beschäftigten in
Niedersachsen sind we-
gender anhaltendenFrie-
denspflicht ausgenom-
men. Die Gewerkschaft will in den
Tarifverhandlungen mit allen 16
BundesländernDruck aufbauen. Sie
fordert unter anderem eine Verkür-
zung der Schicht- sowie die Verlän-
gerung der Ruhezeiten. Höhere Zu-
schlägefürdasArbeiteninderNacht
und am Wochenende will Verdi für
diefast100.000Beschäftigtenin150
städtischen Verkehrsunternehmen
ebenfalls durchsetzen. In Bayern,
Brandenburg, dem Saarland, Thü-
ringen und bei der Hamburger
Hochbahn wird zusätzlich über hö-
here Löhne und Gehälter verhan-
delt.
InDeutschland gilt derGrundsatz

der Tarifautonomie. Eine Tarifaus-

Die Tarifauseinandersetzung imöffentlichen
Personennahverkehr betrifft nicht nur die Beteiligten

fruchtbaren Boden fallen.
DasVerständnis der Men-
schenimLandwarbeiver-
gangenen Streiks trotz
der Alltagseinschränkun-
gen relativ hoch. Das hat
Gründe: Laut demMobili-
tätsbarometer der Allianz
pro Schiene fühlen sich

rund zwei Drittel der Bevölkerung
mit Bus und Bahn gut angebunden.
Außerdemgeht esnicht einfachnur
ummehrGeld für irgendwasoder ir-
gendwen.
„Alle wollen zurück zur Natur.

Aber keiner zuFuß.“FürdieseWeis-
heit gibt eseinenZwischenweg,und
derheißtöffentlicherPersonennah-
verkehr. Auch hartgesottene Auto-
fahrer wissen, dass es ökologisch
Sinnmacht,Wege zusammen inBus
oder Bahn anstatt allein im Pkw zu-
rückzulegen.DerWissenschaftliche
DienstdesBundestageshatsichein-
maldieeinschlägigenStudienange-
schaut, demnach kann der ÖPNV
einen wichtigen Beitrag zum Errei-
chen der Klimaschutzziele leisten.
Dafür braucht es nicht nur gutes

Gerät, sondernauchzufriedeneMit-
arbeiter.DochdieBeschäftigtenste-
hen unter hoher Belastung durch
extrem ungünstige Arbeitszeiten,
Schichtarbeit und ständigen Zeit-
druck, wie Verdi beklagt. In der Tat
stehen Busse und Bahnen zumin-
dest in denMetropolregionen jeden
Tag und jede Nacht der Woche be-
reit, um Menschen zur Arbeit oder
von der Kneipe ins Bett zu bringen.
Verdis frühe Streikankündigung

ermöglicht es jetzt schon, Vorkeh-
rungen für den Montag zu treffen.
Homeoffice ist inzwischenetabliert,
einige Menschen können von zu
Hausearbeiten.Anderewirdes–ein
Synonym zu Streik ist das Wort
Arbeitskampf – hart treffen. Ihnen
kannvielleichteineMaßnahmehel-
fen, die ein wenig in Vergessenheit
geraten ist: Mitfahrgelegenheiten
wurden bereits bei früheren
Arbeitsniederlegungen über die So-
zialen Netzwerke organisiert. Das
schont nicht nur Nerven und Geld-
beutel,eskannbeiallemStressauch
Spaßmachen.

LEITARTIKEL

einandersetzung geht zunächst nur
die Arbeitgeber- und die Arbeitneh-
merseite etwas an. Es gibt Ausnah-
men von dieser Regel. Bahnstreiks
etwa rufen seit einiger Zeit die Poli-
tik in der Hoffnung auf den Plan,
mittels Gewerkschaftsschelte Sym-
pathiepunkte bei den Wählerinnen
und Wählern sammeln zu können.
Apropos: Die Tarifverhandlungen
zwischen der Deutschen Bahn und
der Gewerkschaft Deutscher Loko-
motivführer (GDL) laufen gerade,
das nächste Treffen ist auf den 9.
Februar angesetzt.
Sollte es amMontagmit Blick auf

den ÖPNV-Streit zu kritischen Äu-
ßerungen kommen, dann dürften
die in der Bevölkerung kaum auf

Gefährlich und unrealistisch

V or der Klausurta-
gung der Europäi-
schen Volkspartei

(EVP) in Zagreb greift
Manfred Weber nach den
Sternen: Der CSU-Politi-
ker will nach der Europa-
wahl 2029 das Amt eines
europäischen Präsiden-
ten schaffen, der zugleich Chef der
EU-Kommission und des Rates der
Mitgliedstaaten sein soll. Es wäre
dermächtigstePosten, dendieEU je
gesehen hat.
Weber wartet schon lange auf sei-

ne große Chance. 2019 hatte seine

Die Idee, einenEU-Präsidenten zuerschaffen, ist falsch

Fraktion mit ihm an der Spitze die
Europawahlgewonnen,dochFrank-
reichs Präsident EmmanuelMacron
verhinderte seinen Aufstieg zum
Kommissionschef.
Seitdem hat Weber sich leise zu-

rückgekämpft – und gilt heute als
einflussreichster Strippenzieher in
Brüssel. Jetzt scheint der Zeitpunkt

KOMMENTAR

für ihn günstig. Die USA
setzendieEUunterDruck,
Europa droht zum Spiel-
ball der Großmächte zu
werden. Die alte Frage
drängt sich erneut auf:
Wen ruft man an, wenn
man Europa sprechen
will? Weber würde gern

antworten: mich.
Doch die Zusammenlegung von

Kommissions- und Ratspräsident-
schaft wäre eine gefährlicheMacht-
konzentration. Zudem wäre sie nur
möglich, wenn alle EU-Staaten zu-
stimmen – das ist nicht einmal an-
satzweise in Sicht.
Undwäre ein europäischer Super-

präsidentüberhauptsinnvoll?Ursu-
la von der Leyen zeigt bereits, wie
dehnbar ein Amt sein kann. Ob aus
geopolitischer Notwendigkeit oder
persönlichem Ehrgeiz – der EU hat
es geholfen, sich zu behaupten, ir-
gendwie zumindest. Zwar hat sie in
vielen Regionen kaum Einfluss, et-
wa im Nahen Osten. Daran würde
aber ein neuer Superposten nichts
ändern.
Europa steht vor großen Heraus-

forderungen.DochMachtzuzentra-
lisieren statt auszubalancieren, ist
der falsche Weg. Sinnvoll wäre es,
das Einstimmigkeitsprinzip bei be-
stimmten Entscheidungen abzu-
schaffen und durch qualifizierte
Mehrheiten zu ersetzen. Das bräch-
te mehr Handlungsfähigkeit – ganz
ohne Präsidentenfantasien.

Die Zeit
ist reif

E s ist gerade erst einen Monat
her, dass Zigaretten teurer ge-
worden sind. Und es steht zu

vermuten, dass Raucherinnen und
Raucher darauf genau so reagiert
haben wie auf die Preiserhöhun-
gen der Vorjahre: Durch ein kurzes
Aufseufzen und den Griff zum
Portemonnaie. Oder, falls sie in
grenznahen Regionen wohnen,
durch die Planung des nächsten
Trips nach Polen oder Tschechien.
Mit dem Rauchen aufgehört ha-

ben sie, wenn überhaupt, als Neu-
jahrsvorsatz. Nicht wegen der
langsam steigenden Kosten für
ihre Sucht. Eine drastische Erhö-
hung hat dagegen nachweislich
andere Folgen: In Ländern wie
Großbritannien oder Australien,
die Tabaksteuern massiv erhöht
haben, sank die Zahl der Rauche-
rinnen und Raucher deutlich.
Zwei EuromehrproPackung, das

fordern jetzt der Drogenbeauftrag-
te des Bundes, Hendrik Streeck
(CDU), und andere Koalitionspoli-
tiker. Der Vorschlag: Die Mehrein-
nahmen aus der Tabaksteuer kön-
nen dafür verwendet werden, Me-
dikamente billiger zu machen, in-
dem die Mehrwertsteuer auf Arz-
neimittel gesenkt wird.

Massive Preiserhöhung
könnte Tabakkonsum

spürbar senken
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Das wäre eine deutliche Abkehr
von der aktuellen Politik, die Rau-
cher immer weiter schröpft, aber
der Industrie nicht wehtut. Im
internationalen Vergleich ist
Deutschland noch erstaunlich
nachsichtigmit seinen Raucherin-
nen und Rauchern. Dass es ihnen
wirklich schwer und teuer ge-
macht werde, so wie in Irland,
Frankreich und anderswo, davon
kann keine Rede sein.
Der Tabakkonsum ist seit Jahren

leicht rückläufig. Aber eben nur
leicht. Die Bundesregierung will
bisher laut Koalitionsvertrag auch
ab 2027 bei der nur graduellen
Preiserhöhung bleiben. Gut, wenn
das gekippt würde. Auch die EU
setzt auf höhere Mindeststeuern
ab 2028. Die Zeit für eine schmerz-
hafte Anhebung der Preise für die
Droge ist daher reif.
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Das „Frankenstein-Monster“ Europa

M ittlerweilehatesfastjederin
Europa begriffen: US-Präsi-
dentDonaldTrumpsiehtdie

Europäische Union äußerst skep-
tisch. Er ist sogar mehrmals so weit
gegangen, die Europäer als Feinde
Amerikas zubezeichnen. Siehätten
dieUSAschonseit Jahrzehntenaus-
genutzt und ausgenommen. Zwar
ist die Schärfe der Angriffe Trumps
ungewöhnlich, doch stehen ameri-
kanischePolitikerEuropaschonseit
langemkritisch gegenüber.
DieseGrundhaltungreichtzurück

bis auf die 1960er und 1970er Jahre,
als sich Westeuropa vom Zweiten
Weltkrieg erholt und allmählich zu
einem wirtschaftspolitischen Riva-
lenderUSAentwickeltehatte.Nicht
zuletzt war es der im bayrischen
FürthgeboreneHenryKissinger,der
alsVertrauter Präsident RichardNi-
xons eine von tiefer Ambivalenz
gegenüberdemeuropäischenInteg-
rationsprozess geprägte Politik be-
trieb. Er befürchtete, dass die Ein-
heitWesteuropas die Führungsrolle
Amerikas schwächen könnte.
Kissingers Denken orientierte

sichstarkandem„KonzertderGroß-
mächte“ im 19. Jahrhundert. Seine
Doktorarbeit „A World Restored“
(EinewiederhergestellteWelt) lobte
das von Fürst Metternich und dem
britischen Premier Robert S. Cas-
tlereagh geschaffene europäische
Gleichgewichtssystem des 19. Jahr-
hunderts.DiesebeidenPolitikersta-
bilisierten dieWelt nichtmittels fö-
deraler Institutionen, sondern
durchdieZusammenarbeitsouverä-
nerStaatenunterderFührungerfah-
rener Staatsmänner. Kissinger hielt
das für richtig.
SeinBuch„TheTroubledPartner-

ship“ von 1965 (Auf Deutsch er-
schienen als „Die westliche Allianz:
eine schwierige Partnerschaft“)
stellte eine Art Blaupause für die
Europapolitik der Nixon-Administ-
ration dar. Kissinger glaubte, dass
das Nordatlantische Bündnis zu
einem „Dialog der Tauben“ gewor-
densei, indemesimmermehrdiver-
gierendeInteressenundgroßeMiss-
verständnisse gab.

Wende inderPolitikderUSA
Kissinger wies die im Washington
der50erund60erJahreweitverbrei-
teteAnnahmezurück,dassdieeuro-
päische Integration automatisch zu
harmonischen transatlantischen
Beziehungen führen würde. Er be-
fürchtete das genaue Gegenteil. In
mehreren meiner Gespräche mit
Kissinger über die Jahre kam er im-
mer wieder auf seine Überzeugung
zurück, dass auf lange Sicht ein ge-
eintes Europa auf Konfrontations-
kurs zu denUSAgehenwürde.
AlsKissinger1969 imAltervon45

JahrenseinAmtalsNixonsNationa-
ler Sicherheitsberater antrat, führ-
ten seine Überzeugungen bald eine
Wende inderPolitikderUSAherbei.
Nixon und Kissinger betonten wie-
derholt, dass „die europäische Ein-

Die Blaupause für eine amerikanische Außenpolitik, die auf Konfrontation zu den
EuropäernundzugleichaufderenAbhängigkeit setzt, stammtvonHenryKissinger

heit eine Aufgabe für die Europäer“
sei, die dieUSAnichts anging. Doch
dahinterverbargsicheintiefesMiss-
trauen: Nixon und Kissinger be-
fürchteten, dass sich ein politisch
und wirtschaftlich integriertes
Europa zu einem selbstbewussten
und unabhängigen Akteur – einer
„drittenKraft“–entwickelnkönnte,
der auf längere Sicht den USA die
Stirn bietenwürde.
Kissinger betrachtete die institu-

tionelleKomplexität derEGmitUn-
geduld und zeigte auch wenig Inte-
resse an einer Kooperation mit der
Europäischen Kommission. Seine
berühmte Frage „Wen rufe ich an,
wenn ich mit Europa sprechen
möchte?“ zeigte seine tiefe Frustra-
tion und seine Präferenz, mit den
einzelnen EG-Ländern zu verhan-
deln.KissingerundNixon–wiejetzt
auch Donald Trump – bevorzugten
konsequent bilaterale Beziehungen

zu den wichtigen Bündnispartnern.
So konnte Washington dominieren
und die Europäer gegeneinander
ausspielen.
Auch die transatlantischen Wäh-

rungskonflikte Anfang der 1970er
Jahre offenbarten Kissingers tiefe
Ängste vor der europäischen Ein-
heit. Der Zusammenbruch des
„Bretton-Woods-Systems“, der
westlichenWirtschaftsordnung der
Nachkriegszeit, aber auch Nixons
nationalistische Wirtschaftspolitik
und die Instabilität vieler westli-
chen Währungen motivierten die
EG-Länder, währungspolitisch zu-
sammenzuarbeiten. Gerade die en-
geKooperationzwischendemwest-
deutschen Finanzminister Helmut
Schmidt(SPD)undseinemfranzösi-
schenKollegenValeryGiscardD'Es-

AMERIKAVERSTEHEN

taing behagte Kissinger gar nicht.
Erste Diskussionen über eine euro-
päischen Währungsunion wurden
vom Weißen Haus als Affront und
Abkoppelungsversuch interpre-
tiert.
In vielen internenGesprächen im

Laufe des Jahres 1973 plädierte Kis-
singer dafür, dass die Nixon-Regie-
rung versuchen sollte, die europäi-
scheEinheitzutorpedieren.DieEin-
heit Europas laufe den Interessen
der USA zuwider. Der Präsident
schlosssichdemanundbezeichnete
die EG in einer berühmten internen
Äußerung im März 1973 als poten-
zielles„Frankenstein-Monster,“das
denUSAnoch viel Schaden zufügen
könnte.Esgaltalso,diesesUngetüm
aufDauer zu bändigen.
Diese Einstellung stellte einen

entscheidenden Bruch mit der vor-
herigen pro-europäischen Politik
der USA dar. Nixon und Kissinger
wollten die Entstehung einer ein-
heitlichen europäischen Position
verhindern, insbesondere in Berei-
chen wie der Geldpolitik. Denn im
Gegensatz zur Verteidigungspolitik
konnte das wirtschaftlich starke
Europa es auf monetärem Gebiet
durchausmit denUSAaufnehmen.

VormachtstellungderUSA
Nixon und Kissinger unterstützten
aber dieEinheit desWestens, solan-
ge sie in einemstarkenatlantischen
Rahmen eingebettet blieb und die
Nato stärkte. ImKontext des Kalten
Kriegeswurde die sicherheitspoliti-
scheIntegrationderwestlichenLän-
der befürwortet, zumal sie auch die
Abhängigkeit Europas von der Füh-
rungsrolle der USA verstärkte. Dies
offenbart die Kernlogik von Kissin-
gers Ansatz: Die europäische Integ-
ration wurde nur dann von Nixon
undKissinger toleriert,wennsiedie
amerikanischeHegemonieimtrans-
atlantischen Bündnis stärkte, nicht
aber, wenn sie diese zu verwässern
oder gar zuunterminieren drohte.
Hier lässt sich nun der Bogen zu

DonaldTrumpschließen.Wieschon
NixonundKissingeristauchderam-
tierendePräsidentbereit,mitderEU
zu kooperieren, solange sie seine
Vormacht unterwürfig anerkennt
undkeineWiderwortegibt.Einevon
den USA unabhängige Weltpolitik
Europas wird esmit Trump trotz al-
ler gegenteiligen Beteuerungen
nicht geben. Aber davon ist die EU
derzeit ja ohnehinweit entfernt.

Lektüre-Tipp
MehrzumThemabietetderAufsatz
unseresKolumnisten„HenryKissinger,
die transatlantischenBeziehungenund
dieeuropäische Integration“ indemvon
ArvidSchorsherausgegebenenSam-
melband„HenryKissinger.Ordnungs-
machtundDeutungshoheit“,Nomos-
VerlagBaden-Baden.Empfehlenswert
istauchdas2022aufEnglischerschiene-
neBuchvonKlausLarres „Nixon,Kissin-
gerand theThreatofaUnitedEurope“,
YaleUniversityPress. (jf)
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